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AR-ZB-1311 lfMl 

Betreff: 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 
geändert wird (Staatsbürgerschafts
gesetz-Novelle 1993) 

2822 
2230 

Datum 

16.3.1993 

Die Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte übersendet 25 Exerrplare ihrer 

Stellungnahme zu dem im Betreff genannten Gesetzentwurf zur gefälligen Infor

mation. 

Der Präsident: 

1-1ag Heinz Vogler 

Beilage 

Der Direktor: 

iA 

11Q Irw 
Mag Kurt Retzer 
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Datum 

25.2.1993 

das Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 geändert wird 
(Staatsbürgerschaftsgesetz-Novelle 1993) 

Die Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte begrüßt aus
drücklich den vorliegenden Gesetzentwurf, insbesondere die 
darin zum Ausdruck kommende Intention einer zumindest symboli
schen Wiedergutmachung gegenüber den durch das NS-Regime Ver
triebenen und denjenigen, die in den Jahren 1933 - 1938 wegen 
ihres Eintretens für ein demokratisches österreich Verfolgun
gen ausgesetzt waren. 

Gleichzeitig erlaubt sich die Bundesarbeitskammer darauf hin
zuweisen, daß vom Nationalsozialismus verfolgte homosexuelle 
Menschen vom vorliegenden Entwurf nicht erfaßt sind. 

Die Bundesarbeitskammer regt daher ergänzend an, neben poli
tisch und rassisch Verfolgten auch homosexuellen Verfolgten 
einen erleichterten Zugang zur österreichischen Staatsbürger
schaft zu ermögliChen. 

Der präSi~e t: 

1/ / . 
Ma~einz Vog er 

Direktor: 
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